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„DEN KANZLER JAGEN“
Helmut Kohl kann noch einmal regieren – doch wie lange noch? Der Koalitionspartner ist geschwächt, die
Opposition ist gestärkt, der Kanzler muß sich mit knapper Mehrheit gegen den Bundesrat behaupten. In den
Parteispitzen von CDU und SPD wird die Alternative schon erwogen: Ist eine Große Koalition der Ausweg?
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Irgendwie mußHelmut
Kohl es geahnthaben.

Eineinviertel Stunden
nach Schließung de
Wahllokale stürmte de
Kanzler,seineHannelo-
Konkurrenten Kohl, Scharping: „So ist das Leben“
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re im kleinen Schwarzen imSchlepptau
vor seine Getreuen und verbreitete
dröhnendeZuversicht: Die schlechtes
Prognose gebe der Koalitionwenigstens
acht Mandate Übergewicht. „Damit
sind wir durchaus regierungsfähig. Ic
will diese Koalition fortsetzen.“

Zu diesemZeitpunkt konnte dasnie-
mand wissen. Diedramatischste Wah
nacht in der Geschichte der Bundes
publik nahmihren Verlauf.

Bis auf eine Stimme schnurrte d
Kanzlermehrheit in den Hochrechnu
gen zusammen, ehe HelmutKohls Pro-
gnosesich amEnde,lange nach Mitter
nacht, dank der Überhangmandatedoch
bestätigte.

Auch seine SPD-Amtsvorgänger He
mut Schmidt undWilly Brandt, so de
CDU-Kanzler, hätten miteinem Vor-
sprung von zehnoder zwölf Mandaten
erfolgreich regierenkönnen: „Genaus
machen wir es.“ Und wenn die Regi
rungsfraktionen künftigmehr Disziplin
zeigen müßten, „so braucht das kein
Nachteil zu sein“.

Und doch blieb amEnde derWahl-
nacht derschlichteBefund: Die Mehr-
heit der Koalition Kohl/Kinkel ist von
134 auf 10 Mandategeschrumpft.

Am schlimmsten für dieUnion ist der
Verlust ihrer strategischenMehrheit.
Rechnerischmöglich ist erstmals auch
eine Regierungohne Kohl, zumBei-
spiel eine Koalition ausSPD, Grünen
und FDP.

Die CDU, deren Sieg zwischendrin
schon sicher schien, hat das schlechte
Ergebnisseit1949erzielt. Kohl hatzwar
im Osten das Vertrauenseiner Wähle
zum Teil zurückgewinnenkönnen. Da-
für verlor er in den alten Bundeslände
fast überall. Zudem mußte derCDU-
Chef einenhohenProzentsatz an Leih
stimmen für den liberalenPartnerher-
geben, der nur auf Kosten der Unio
wieder den Einzug in den Bundest
schaffte. 59 Prozent der FDP-Zweit
42/1994



FDP-Chef Kinkel: Jeder Liberale wird gebraucht
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„Wir dürfen
eine Offerte

nicht abweisen“
stimmenkamen von Wählern, diesich
bei Umfragen alsCDU-Anhänger zu er
kennen gaben.

Die Troika Rudolf Scharping,Ger-
hard Schröder, OskarLafontaine konn-
te den Trend für die SPDnachunten im
letzten Moment wenden. So mach
Scharpingunterm Strich mehr Prozent-
punkte gut, als die Demoskopenvermu-
tet hatten: EinerleichterterScharping
trat am Abend vor die Parteifreunde
„Daß es so knappwird, habe ichnicht
geglaubt“ (siehe Seite 12).

Für Kohl wird es nuneine Zitterpar-
tie. Er muß mit seinem geschwächte
Koalitionspartner gegen eine Opposi
on regieren, die frecher istdenn je: Die
SPD ist gestärkt, JoschkaFischersGrü-
ne sind wiederdabei, und GregorGysis
PDS legte ebenfalls kräftig zu.

„Das wird ein fröhlichesRegieren“,
spottet Fischer. Und Grünen-Sprech
Ludger Volmer tönte am Wahlaben
„Wir werden den Kanzler jagen.“

Am härtesten aberwird es für die
schwacheKoalition, gegen eine gestär
te SPD-Mehrheit im Bundesrat zuregie-
ren.Nach Stimmengewinnen der SPD
Mecklenburg-Vorpommern und Thürin
gen kommt es dortvoraussichtlich zu
GroßenKoalitionen. Und damitkönnen
die sozialdemokratisch regiertenLänder
die Mehrzahl der Gesetzesinitiative
der Regierung blockieren (siehe Se
19). ParteivizeOskar Lafontaine: „Da
ist ein wirklicher Eckstein unsererPoli-
tik.“

In einem „Anfall von Geistesschwä
che“ (Die Zeit) hatteKohl kurz vor der
Wahl über das Ende seiner Kanzler
schaft in der neuen Legislaturperiode
geredet. Jetzt hat der Wähler eine La
geschaffen, die das vorzeitigeEnde der
Regierung Kohl/Kinkelmöglich erschei
nen läßt.

Die Alternative beherrscht dieDis-
kussion in der CDU wie bei derSPD:
Früher oder späterwerde Kohl doch au
Scharping zugehen müssen und ihm
Bündnis anbieten. „DieGroßeKoaliti-
on kommt imnächstenJahr“, sagte der
Politologe Claus Leggewie in der Wah
nacht voraus.

Der Zeitpunkt könnte kommen
wenn der vom Untergangbedrohte Ko-
alitionspartner FDPsich aufKosten der
Regierung zu profilieren versucht: „D
könnendoch jetzt vier,fünf FDP-Han-
seln die ganze Koalition vorsichhertrei-
ben“, beschreibt derGrüne Werner
Schulz dasKrisen-Potential.

Daß es die Liberalen in derHand ha-
ben, Kohls Regierung jederzeit platze
zu lassen, bestimmt auch das Kalkül
Thomas-Dehler-Haus: „Jetzt brauc
sie jeden von uns“, frohlockte der E
renvorsitzendeOtto Graf Lambsdorff
über das Dilemma derUnion.

Auch aus dereigenen Parteidroht
Kohl Gefahr. DasErpressungspotentia
aufsässigerPartei-Klüngel ist enorm.
Und, so weiß Volker Rühe ausErfah-
rung, „ein paar Verrücktegibt es im-
mer“.

Kehren jetzt jeneZeiten wieder, wie
in den frühensiebzigerJahren, als die
Sozial-Liberalen inBonn mit denkbar
knappem Vorsprung regierten?Setzt
jetzt wieder dasgroße Bangen ein, di
hauchdünne Mehrheit könntesichdurch
Abgeordnetenübertritte oder garStim-
menkaufverflüchtigen?

Zwar tröstetesich Norbert Blüm am
Wahlabend, es sei wiebeim Fußball,
„2:1 oder 4:1, das ist dasselbe,Sieg ist
Sieg“. Aber gerade der Arbeitsministe
weiß, daß mit so wenigen Stimmen Vo
sprung großeReformen kaum zu ma
chen sind.

Bei den Sozialdemokraten würd
Kohl, wenn er ein Bündnisanbietet,
sich nicht unbedingt eineAbfuhr holen.
Gerhard Schröders Werben für eine
schwarz-rote Koalition hat in derPartei
Wirkung gezeigt.

Schröder erscheint die Rolle als J
niorpartner in der Union-Regierung im
mer noch attraktiver als die der Oppo
tion. Schoneinmal, von1966 bis1969,
hatte die SPD als Juniorpartner derUni-
on den Machtwechselvorbereitet.

Unterstützung im Präsidium fan
Schröder am Wahlabendzunächst nu
von dem baden-württembergisch
WirtschaftsministerDieter Spöri, der in
Stuttgart gemeinsam mit der CDU r
giert, und von dem brandenburgisch
SPD-Ministerpräsidenten ManfredStol-
pe.

Parteichef Scharping bat den Niede
sachsen Schröderdringend,sich vorerst
zurückzuhalten. Auf jeden Fall,ver-
langte Scharping, müsse die SPD ih
neue Stärkeausspielen, dasAngebot
von Kohl kommen. „Aber wir müssen
signalisieren, daß wireinesolche Offer-
te nicht abweisenwerden“, verlangte
Schröder – und sorichtig widersprach
keiner.

Bei den Liberalen werdenseit Sonn-
tag nacht ebenfalls Szenarien für de
Umstieg diskutiert.

Ein Kanzler-Nachfolger aus den Re
hen der Union, denKohl in der zweiten
Hälfte der Legislaturperiode einsetz
will, kann sich der Stimmen der FDP
nicht sichersein. Dasgilt gleichermaßen
für Wolfgang Schäuble wie fürVolker
Rühe.

„Es wird jedenfalls wahnsinnig schwe
zu regieren“, findet Partei-Vizin Irm
gard Schwaetzer, „es ist gut zuwissen,
daß eine strategischeMehrheit für eine
andereKonstellation da ist.“

GroßeKoalition?Auch die Ampelko-
alition ist nochimmer eine Alternative
Schon drohte CDU/CSU-Fraktionsche
Wolfgang Schäuble denLiberalen, sie
sollten sich hüten, „auch nur darüber
nachzudenken, daß sie eineAmpel ma-
chen“. Die FDP müsse ja wissen,woher
sie ihre Stimmenbekommen habe.

So schnell gibtKohl nicht klein bei.
„Das wird schwierig“,machte ersich am
WahlabendselbstMut, „aber so ist das
Leben.“ DerKanzler setzt noch einma
auf seinebewährten Qualitäten: Er ha
7DER SPIEGEL 42/1994
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sich oft mit seinem Machtgespür un
seinen Aussitzerqualitätenüber die
Rundengerettet. Zumindesteine Wei-
le, vielleicht bis zurHälfte der Legisla-
turperiode, kann so dieMachtmaschine
im Kanzleramt denKarren weiterzie-
hen.

Kohl hat Fortune,keine Frage. Und
er kenntnoch immerseineDeutschen
ihre – erst jetztstark geschrumpfte
Angst vor demNeuen, vor demWech-
sel.

Und er weiß besser als alleanderen in
Bonn, wie Mehrheiten zuorganisieren
sind. Darin ist er wahrhaftig „ein Ge-
nie“, wie einst schonRainerBarzel mit
widerwilliger Anerkennung befand
nachdem ihn derSchwarzeRiese aus
der PfalzMitte der siebzigerJahreerst
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Die Unionsfraktion
wird zum

zweiten Machtzentrum

Stütze für die Kleinen
Herkunft der PDS-Erststimmen
von Zweitstimmenwählern
anderer Parteien

Quelle: infas

Im Osten

1% Sonstige
1,5% CDU

2% B.90/Grüne
14,5% SPD

Herkunft der FDP-Zweitstimmen von
Erststimmenwählern anderer Parteien
im Vergleich zur letzten Bundestagswahl

2,5%

CDU/CSU

SPD

B.90/
Grüne

Sonstige

1990 1994

3,5%

14%

29,4% 59%

9%

2%
1%

1994
als Parteichef,dann auch als Kanzler
kandidat und Fraktionsvorsitzend
verdrängthatte.

Zunächst mal kann er jaweiter wur-
steln. Er mußnichtsreißen.Rechtzeitig
zur Wahl hatte sich alleseinigermaßen
gefügt.

Eine knappe Mehrheit der Deutsch
hat das „Weiter so“ gewollt, als sie d
bürgerlich-liberalen Koalition nochein-
mal das Mandat gab.Denn derMehr-
heit geht es ja gut.

66 Prozent der Westdeutschen u
immerhin 58 Prozent der Ostdeutsch
zeigtensich bei Umfragenwenige Wo-
chen vor der Wahl „zufrieden“oder
„sehr zufrieden“ mit der eigenenwirt-
schaftlichen Situation – soviele wie lan-
ge nicht. Mit Kohl, so dieLehre,geht es
zwar nichtvorwärts,aberaufwärts.

Eduard Ackermann,getreuerWegge-
fährte Kohls im Kanzleramt,sieht die
Politik dennauch auf festen Gleisen. E
8 DER SPIEGEL 42/1994
werde „keine großen Veränderung
geben, da istnichts zu machen,allein
schon wegen derknappen Finanzen“.
Es bleibe, wie gehabt, bei denThemen
Wirtschaftsaufschwung,Arbeitsmarkt,
innere Sicherheit.

Kohls schärfsterparteiinternerKriti-
ker, SachsensMinisterpräsident Kurt
Biedenkopf, drückt dasviel böser aus
„Wesentliche Impulse“ seien von Koh
nicht zuerwarten.

Schon für denkommendenFrühsom-
mer sagt derDresdnerCDU-Minister-
präsident dieGefahr voraus, „daß die
deutschePolitik in eine echteStagnati-
onsphase eintritt. Es bewegtsicheinfach
nichts“.

Der Machthaberscheutohnehin den
Regierungsalltag.Dafür soll Wolfgang
Schäuble, der CDU/CSU-Fraktionsvo
sitzende, zuständig sein, wie schon
den letztenzwei Jahren auch.Schäuble
ist gewissermaßen der geschäftsführ
de Bundeskanzler.

Kohl will nun denModeratorspielen.
Indem erversucht,sich übers Parteien
gezänk zuerheben, bereitet er,wo’s
ihm nützt, einefaktischeGroßeKoaliti-
on vor.

Gleich nach derWahl, das hat e
schon vor Wochen imCDU-Präsidium
angekündigt, werde er auf dieSozialde-
mokratenzugehen und sie einbezieh
ins Geschäft des Regierens. „DieZeit
des Schwarzoder Weiß“ sei vorbei. Er
wolle sich nicht mehr abplagen mit den
Ritualen, daß die CDUsage, „dieWand
ist grün“, und die SPD dannsage, „die
Wand istblau“.

Kohls Kooperationsmodell: Erdenkt
an einen „RundenTisch“, an dem alle
Verantwortlichen des Landes –Christ-
und Freidemokraten,Sozialdemokra
ten, Gewerkschafter und Arbeitgeber
über dieGeschicke des Landes befind
sollen.

Schon vor der Wahlhatte derKanzler
im Parteipräsidium zubedenkengege-
ben: „Wir müssen unsdarüberklar sein,
daß wir die Sozisnicht nach derMetho-
de behandeln können: ,Vogel,friß oder
stirb.‘“

Schäuble stimmte zu: „Eshilft doch
gar nichts, wir kriegen dieGroßeKoali-
tion sooder so, ob die SPD nun mitdrin
ist odernicht.“

Der Taktiker Schäuble hat für di
Verhandlungen nach der Wahl ein
Schmusekurs mit Scharping festgele
Es sei aussichtslos,wenn „wir vier Wo-
chen lang Krach mit der SPD mache
und dann alsKoalition festlegen wollen
was zu geschehenhat. Soerreicht man
nichts“.

Für die FDP eineerneute Zumutung
Wenn sich dieGroßen so gutunterhal-
ten, habenKlaus Kinkels Leute nicht
mehr, wie sie dasgewohnt sind, dasletz-
te Wort.

Vor der Wahl hatte der FDP-Wirt-
schaftsministerGünter Rexrodtgetönt,
-

es werde mit den Liberalendiesmal
„keine einfachen, keineschnellen Koali-
tionsverhandlungen“geben, denn so wi
bei der Pflegeversicherung, bei Awa
oder bei denBlauhelm-Einsätzen de
Bundeswehrwollte die FDP nichtnoch
einmal in der Unionsmasseuntergehen

Diesmalwolle man „alle für unswich-
tigen Punkte“, drohte Rexrodt dem
mächtigenPartner an, voreiner neuen
Kanzlerwahl „klarmachen, klarzuord-
nen und durchziehen“.

Kohl will dem ausweichen – und ein
um ein Drittelgeschrumpfte FDP mach
es ihm leichter. Er hatsich vorgenom-
men,sichdiesmal nur auf Absichtserklä
rungen über diegroße Linie mit den
Freidemokraten zuverständigen.Bin-
nen drei Wochensollen die Koalitions-
rundenabgeschlossen sein.Kohl möchte
sich auf demCDU-Parteitag am 28. No
vember schon als wiedergewählte
Kanzler feiern lassen.

Auch seinneues Kabinett, imwesent-
lichen ist es dasalte, soll bis dahin ste-
hen. Dasgroße Revirementunter den
Kohl-Getreuenwird verschoben.

Angela Merkel bleibtdrin, Norbert
Blüm, Klaus Töpfer, Matthias Wiss-
mann, Volker Rühe undPaul Krüger
behalten gleichfalls Ministerämter.
Auch die unauffällige Seniorenministe
rin Hannelore Rönschdarf weiter hof-
fen. Kohl tut sich schwer, eine seine
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CDU/CSU SPD Bündnis 90/
Grüne

FDP PDS Republikaner Sonstige

CDU/CSU
SPD

Bündnis 90/
Grüne

FDP

PDSDie neue Sitzverteilung im Bundestag

Wahlergebnis

6,9%
(–4,1)

7,3%
(+2,3) 4,4%

(+2,0)

41,5%
(–2,3) 36,4%

(+2,9)

1,9%
(–0,2)

1,6%
(–0,6)

47

252294

30

49

in Klammern: Veränderung gegenüber
der letzten Bundestagswahl 1990
wenigenFrauen aus derRiege zu drük-
ken.

Hat Manfred Kanther alsSpitzenkan-
didat bei derhessischen Landtagswa
Mitte Februar Erfolg, soll ihm Jürgen
Rüttgers, der Parlamentarische G
schäftsführer derCDU/CSU-Fraktion
und enge Kohl-Vertraute, im Amt de
Bundesinnenministers nachfolgen.

Ein aufgefrischtesTeam wird es erst
in der zweitenHälfte derLegislaturperi-
ode geben,sofern die Koalition bis da
hin überlebt.

Stellen sollen schon jetzteingespar
werden – bei den Parlamentarisch
Staatssekretären, vielleicht streicht
Kohl auch einenoderzwei Minister-Po-
sten. Einen Kahlschlag aber gibt es
nicht. Der Parteivorsitzende möch
Linker Durchmarsch    PDS-Direktm
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Kandidat: Gregor Gysi, 46
Beruf: Dipl. - Jurist
Wahlkreis: Berlin-Marzahn/

Hellersdorf

Erststimmen: 48,6%
sich miteinem auchlandsmannschaftlic
austarierten Kabinett die Gunstseiner
CDU-Landesverbände erhalten.

Das Kanzleramtwill Kohl seinenpräsi-
dialen Ambitionen gemäß noch stärk
zum Kontroll- und Steuerungsinstrume
des Regierungsapparats ausbauen.Sei-
nen Beauftragten für den AufbauOst,
den Leiter derWirtschafts- und Finanz
abteilung imKanzleramt, Johannes Lu
dewig,möchte ergegen denWiderstand
der FDP nun endlich zumStaatssekretä
aufwerten. Die Freidemokraten sperrt
sich,weil sie denKohl-Beauftragten, de
ihrer wirtschaftspolitischenZuständig-
keit Konkurrenz macht,nicht auch noch
im Rang erhöhtsehen wollten.

Schon in der Vergangenheit warLude-
wig Kohls heimlicher Wirtschaftsmini
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Kandidatin: Christa Luft, 56
Beruf: Dipl.-Wirtschaftler
Wahlkreis: Berlin-Friedrichsha

Lichtenberg 

Erststimmen: 44,3%
ster gewesen. Ernahm an denSitzungen
der Treuhandteil, organisierte regelmä
ßige Sitzungen des Kanzlers mitVer-
bänden und Gewerkschaftern,hielt für
Kohl den Kontakt zur Bundesbank
Und wenn der Kanzler etwas vom Bu
deswirtschaftsministerium wollte,dann
exekutierte dassein Ludewig.

Zweites Machtzentrumwird die Frak-
tion unterSchäuble. Er muß dieschma-
le Mehrheitsichern. Der Kronprinzwill
sich für die Nachfolge im Kanzleramt,
wenn Kohl, wie mit ihm besprochen
1996oder1997zurücktritt, durch beson
deren Eifer empfehlen. Konkurrent
Volker Rühesoll keine Chancehaben.

Schäuble hatsich viel vorgenommen
Er will die Finanzverfassung reformie
ren, sich um dieSicherung derRenten
9DER SPIEGEL 42/1994
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Kandidat: Manfred Müller, 51
Beruf: EDV-Kaufmann
Wahlkreis: Berlin-Hohenschön-

hausen/Pankow/
Weißensee
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in/

Kandidat: Stefan Heym, 81
Beruf: Schriftsteller
Wahlkreis: Berlin-Mitte/Prenzlauer Berg

Erststimmen: 36,7%

Erststimmen: 40,6%



Unionsstratege Schäuble: „Große Koalition oder so“
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kümmern, denFamilienlastenausgleic
angehen, er möchte den Arbeitsma
in Ordnungbringenund, wieKohl, den
großen Dialog mit den Sozialdemokr
ten und den Tarifpartnern suchen.

Schon in der Finanzpolitikzeigt sich,
wie unbeweglich dieRegierungohne die
Mitarbeit der Sozialdemokraten is
Nicht mal denHaushalt1995 kann sie
ohne Rücksicht auf ScharpingsPartei-
freunde in der Länderkammerdurch-
bringen.

Will Theo Waigel verhindern, daß
seinEtat aufBetreiben der SPD im Ver
mittlungsausschuß zerfleddert wir
muß er im Gegenzug auf die versproch
ne Senkung derUnternehmensteuer
verzichten.Denn daswollen die Sozial-
demokratennicht.

Unter Zeitdruck müssen Regierun
und Opposition einen Kompromißüber
die Reform der Einkommensteuerfin-
den: Vom 1. Januar1996 an mußnach
dem Willen des Bundesverfassungs
richts das Existenzminimum derBürger
vom Zugriff des Fiskusbefreit sein.

Die Lösung zeichnetesich trotz allen
Wahlkampfgetöses schon vor dem U
nengang ab: Die Steuermindereinna
men von bis zu 50 MilliardenMark müs-
sen durch eine Mixtur verschieden
Eingriffe wettgemacht werden. Dazu
gehört ein höhererEingangssteuersat
das Streichen von Steuervergünstig
gen und einemoderate Erhöhung vo
Umsatz- und/oderVerbrauchsteuern.

Eine Kooperation zwischen Union
und SPD bahntsich ebenso bei der Re
form der Arbeitslosenversicherung a
Die Kosten für Umschulung,Weiterbil-
dung und Arbeitsbeschaffungsmaßn
men werden als Staatsaufgaben dek
riert und müssendann nicht mehr aus
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Kinkel wird Mühe haben,
die FDP vor dem

Untergang zu retten
den Versichertenbeiträgen finanzie
werden, sondern aus Steuergeldern.

Auf eine faktische Große Koalition
hofft auch GesundheitsministerHorst
Seehofer (CSU) bei der Sanierung d
Gesundheitssystems. Seehofer stem
sich gegenPläne in derUnion und der
FDP, die gesetzlicheKrankenversiche
rung künftig auf eineGrundversorgung
zu beschränken.

Der Christsozialehält einegesetzliche
Krankenversicherung, die dem Patie
ten eine „notwendige,aber hinreichen-
de“ medizinischeVersorgung auf ho
hem Niveaugarantiert, fürunverzicht-
bar. In diesem Punkt hat erwichtige
Bündnispartner wie denSPD-Sozialex
perten RudolfDreßler.

Eine schwarz-rote Verständigun
scheint auch bei derAtomenergiemög-
-

t

lich. DieZusageeines schikanefreien Be
triebs dervorhandenenReaktoren kann
die SPD in einem Energiekonsensdann
mittragen, wenn die Stromherren im G
gengeschäft einigeAltmeiler sogleich ab-
schalten und für dieanderenfesteRest-
laufzeitenvereinbaren.

Die Entscheidungüber den Neuba
von Kernkraftwerken muß erst nach d
Jahrtausendwendefallen. Deshalb ist
die Entschlossenheit der Industrie,mög-
lichst rasch einen neuen, sichereren
deutsch-französischen Reaktortyp
durchzusetzen,längst nicht sogroß, wie
es aussieht.

Viel wichtiger ist es denBetreibern,
von der teurenWiederaufarbeitungweg-
zukommen undendlich dieabgebrannten
Brennelemente dauerhaftzwischenla-
gern zu dürfen,ohne daß einVerwal-
tungsrichter einenAtomreaktor wegen
fehlenden Entsorgungsnachweisesstille-
gen könnte. Dafür müßten CDU/CS
und SPD in Bund und Ländern dieVor-
aussetzungen schaffen. Beidesind dazu
bereit.

Angesichts derThemen, die nun au
der Tagesordnung stehen,droht den Li-
beralen ein Schattendasein in derneuen
Regierung Kohl. Dasgilt zunehmend
auch für denFDP-Erbhof Außenpolitik

Die Zukunft Europas ist zusehr Kohls
eigene Sache, als daß der Außenminis
Klaus Kinkel hier noch gefragtwäre. Nun
hat sichauchWolfgang Schäuble der eu
ropäischen Einigungangenommen und
zum ÄrgerKinkels – diePartner-Lände
mit bedrohlichen Visionen verschreck
Deutschland und Frankreich geben
AntreiberRichtung undTempovor; der
Restsoll sehen, wie er mitkommt.

So werden Kohl undSchäuble die Eu
ropa-Debatte vor derMaastricht-Über-
r

prüfungskonferenz 1996 dominieren:
Wie schnell soll die EUnachOsten er-
weitert werden? Wer darf beitreten
Wie viele neue Mitglieder kann die
EU finanziell und politisch verkraf-
ten?

Wieviel Demokratie wagt die Euro-
kratie? Bleibt es bei der Absicht de
Kohl-Regierung, gemäß dem Vertra
von Maastricht die „schöne,harte D-
Mark“ (Bild) mit Franc, Gulden
Pfund, Lira undSchilling zur Europa-
Währung Ecu zuverschmelzen?

Nicht besser geht es den Liberal
beim anderen beherrschenden The
der Außenpolitik: der Rolle des neu
en, großen Deutschland in der Un
und bei Blauhelmeinsätzen. Über
mischt sich derChristdemokrat Volke
Rühe ein. Der Verteidigungsministe
dominiert auch die Debatte um die
Auslandseinsätze der Bundeswehr, d
Umbau der Nato und ihre Öffnung
nachOsten.

Meistens muß Kinkelerleben, daß
der Chef schon da war: Kohlsonnte
sich als Super-Staatsmann im Kreis
Jelzins, Clintons undMitterrands –
sein Außenminister durfte wie ei
Schulbubdanebenstehen. Bis hinab
die einzelnen Botschaften diktierte d
Kanzleramt seine außenpolitische
Vorgaben.

Kinkel, der am Wahlabendkonfetti-
selig durchs Thomas-Dehler-Haus, di
Parteizentrale,zog, wird nach diese
Wahl Mühe haben, seine Partei vor
dem endgültigenUntergang zuretten.
Mit seiner Festlegung auf den Koh
Kurs hat ersich selbst politisch paraly
siert.

Aus Neigung und wegen der konse
vativen Wählerklientelhatte der FDP
11DER SPIEGEL 42/1994
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Bei den Liberalen
herrscht nun
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tiefem Ernst sagt Scharping: „Da la
chen doch dieHühner im Suppen-
topf.“ Der SPD-Vorsitzende, de
nicht mehr Ministerpräsident in
Mainz ist und der amWahlabend
praktisch seinen Dienst inBonn an-
getretenhat, sieht bis1998 drei Mög-
lichkeiten für die Sozialdemokraten
die GroßeKoalition, die Ampel-Ko-
alition oder auch Neuwahlen. Ihm
geht esdarum, alle drei Optionen of-
fenzuhalten.

Er ist nicht nur der Chef, daran
duldet RudolfScharpingohnehinkei-
nen Zweifel, sondern auch derVater
des Erfolges. AlleÄußerungen Ger
hard Schröders undanderer SPD-
Vorleute andiesemAbend seien mit
ihm abgesprochen worden,sagt er.

Rudolf Scharping weiß, „daßunbe-
strittene Führung“ vonSozialdemo-
kraten immer beschworen, in de
Praxis aber keineswegs gewolltwird.
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Neuer
Kanzlerrekord?

PDS
Er hat deshalb im Präsidium noc
einmal darauf aufmerksam gemac
daß die strategischen Entscheidung
vom Parteivorsitzenden getroffe
werden. Ob dasseine beiden Mit-
streiter aus der Troika,Oskar Lafon-
taine undGerhardSchröder, auch s
sehen?

ScharpingsLächeln istdünn. Doch,
doch – „der eine aus Überzeugu
und der andere,weil es nicht anders
geht“.
Chef allein auf die Fortsetzung de
Kohl-Koalition gesetzt. Wie nie zuvo
präsentierten sich die Liberalen als
Wirtschaftspartei pur. Die Freiheits-
rechte, einliberalesUrthema, und da
Zukunftsprojekt Ökologie wurden im
Wahlkampf nur als Pflichtpensumoder
gar nicht erstabgehandelt – dieGrünen
freutensich.

In sozial-liberalenZeiten redeten di
Unionschristen von „babylonischer G
fangenschaft“ der FDP in denFängen
der Sozialdemokraten. Kinkelhabe in-
zwischen dieFDP, höhntenseine Geg
ner, zu einer „Arbeitsgemeinschaft i
der Union“ gemacht.

Verstand es Vorgänger Hans-Dietri
Genscher, dieschwierige innerparteili-
che Balancezwischen Wirtschafts- un
Rechtsstaatsliberalen zubewahren,ver-
suchte Kinkel das gar nichterst. Je nä
her der Wahltagheranrückte, desto en
ger rückte er an dieUnion. Die Grünen
erklärte er für bündnisunfähig.Eine
Ampel lehnte errigoros ab. „Weiter so
- .
mit Kohl“ oder „Ab in die Opposition“
hießsein nichtgerade zündendesWahl-
kampfmotto.

Gegendieses liberale Schrumpfmode
wetterte auchGenscher,dessenWende
von Schmidt zu Kohl1982 denlinkslibe-
ralen FDP-Flügel abgesprengthatte:
„An die liberale Seeledenken.“Kinkel
mißachtete auch ein Vermächtnis des
gendären Generalsekretärs Karl-H
mannFlach: „Die besitzbürgerliche Er
starrung des Liberalismus“ sei „dietiefe-
re Ursache für denSchwund der organi
sierten liberalen Kräfte“.
Die Wahlergebnisse beweisen, d
die Strategiefalsch war. In 9 von 16
Landesparlamenten ist die Parteinicht
mehr vertreten. Im Ostenverloren die
Kinkel-Liberalen selbst dort, wo sie
Kredit hatten. Sorutschte die FDP in
Hans-Dietrich Genschers Heimatsta
Halle von 34,6 Prozent bei den Wahle
1990 aufganze 6,4Prozent.
Bei den Liberalen herrscht nu
Wende-Stimmung. Der Generalsekre
Werner Hoyer, demParteifreunde ei
nen Großteil der Verantwortung für de
Profilverlust der Partei anlasten,soll
sein Amt an denehemaligenJuli-Vorsit-
zenden GuidoWesterwelleabgeben.

Um den allseitsbeklagtenSubstanz
verlust aufzuarbeiten, steht eine pr
grammatischeErneuerung an. Aus de
Archiven wird ein Papier zur Parteire
form wieder hervorgeholt, dasschon der
VorsitzendeOtto Graf Lambsdorff vor
zwei Jahren vorgelegt hatte, das abe
bald schon in Vergessenheitgeriet.

Von mehr „Partizipation“ ist darin die
Rede. „Als Fitneßcenter fürPolitikbe-
schäftigung“ sollten „liberale Clubs“ ge
gründet werden. „StarkeAnziehungs-
kraft“ sollte die FDP für alleentfalten,
„die mehr als andere über die Zukun
unserer Gesellschaft nachdenken“
„Prüfstand“soll siesein „für neuepoliti-
13DER SPIEGEL 42/1994



Noch einmal davongekommen
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scheIdeen“. Schon ist
daran gedacht, einen
der Väter derlegendä-
ren Freiburger These
von 1971, denspäteren
Bundesinnenminister

Werner Maihofer, als
Ratgeber aus dem Ru
hestand zu holen. In
tellektuelle Ideenspen
der sind plötzlichwie-
der gefragt.

„Das ist die Bewäh
rungsprobe für die
FDP“, findet Wester-
welle, „daranentschei-
det sich, ob diePartei
überlebt.“ Skeptike
Wolfgang Kubicki
aber befürchtet: „Alles
bleibt beim alten.“
Denn: „Ist doch toll,
wir sind ja wieder in
der Regierung.“

So toll kann Klaus
Kinkel das nicht fin-
den. Zwardarf er noch
einmal unter Helmut
Kohl aufs Siegertrepp
chen. Doch daß di
eigenen Parteifreund
ihn lassen und ihm
nicht wenigstens de
Chef-Posten in de
Partei abnehmen,ver-
dankt er nur derVerle-
genheit, daß dieLibe-
ralen keinen passen
den Nachfolgerhaben.

So kann Rudolf
Scharping, derheimli-
i-

.

r:
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n
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r
-

che Wahlsieger, in der Opposition e
gentlich inRuheabwarten, wiesich das
desolate Regierungsbündnisquält. „Die
habengesagt, sie wollen esversuchen
Sollen siedoch.“

Union und FDPsollten „jetzt mal ih-
ren Kanzler wählen“. Er sei siche
„Irgendwann kommen die.“
n.
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Lafontaine und
Schröder können in

Ruhe abwarten
Doch derSPD-Chef muß erst malsei-
nen eigenenLaden zusammenhalte
Sonst könnte sein frecher Spruch
„Abgerechnetwird zum Schluß“,viel-
deutig hingeworfenwährend desWahl-
kampfs beim Doppelkopfspiel mit Jou
nalisten, einen bitterenBeigeschmack
von Wahrheit bekommen.

Da sind zwei Genossen, dieselber
groß vonsich denken.

Entgegen aller im Wahlkampf zur
Schau getragenen Einigkeit haben
ScharpingsMitstreiter Gerhard Schrö-
der und OskarLafontaine die Konflikte
nicht vergessen, die sie mit dem Mainz
Senkrechtstarterhatten. Und sie habe
auch ihre eigenepolitischeZukunftspla-
nung nicht aus denAugen verloren.

Schröder hat während des gesam
Wahlkampfes nie einenZweifel daran
gelassen, daß ersich unverändert fü
den aussichtsreicherenKandidaten ge
haltenhätte. Ermachte keinHehl dar-
aus, daß ersein politischesZiel nie aus
den Augenverlorenhat, selbstKanzler
zu werden.

Nun reicht es nicht mal füreinen Mi-
nisterposten. Und die beiden Mitstreit
Scharpings können daraufverweisen,
daß es an ihnenjedenfalls nicht gelege
habe:Haben siesich doch beide in de
Not loyal gezeigt.

Die Frage, wer die SPDkünftig füh-
ren soll, ist aus der Sicht vonSchröder
und Lafontainenicht entschieden, nu
vertagt. Und beide meinen wohl, s
könnten dieEntwicklung in Ruhe ab-
warten.

Doch sie gehen nun zurück in ihr
Länder, während der Vorsitzende i
Bonn als Oppositionschef gegenüb
der geschwächten Koalition weiter Pr
fil gewinnen wird.


